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Eurokrise. Auch wenn sich die Bundesbürger derzeit eher wie die Zahlmeister 
Europas vorkommen – tatsächlich profitiert Deutschland von der Schuldenkri-
se. Denn selten war es so günstig, neue Schulden zu machen – die Zinsen sind 
auf einen historischen Tiefstand gesunken. Der Bund hat dadurch in den ver-
gangenen drei Jahren rechnerisch mehr als 45 Milliarden Euro gespart.

Euro-Staaten immer höhere Risiko-
prämien fordern, gilt Deutschland 
seit Beginn der Schuldenkrise als 
besonders sicherer Hafen bei Kapi-
talanlegern.

Diese hohe Nachfrage nach deut-
schen Staatspapieren hat deren Zin-
sen in der Vergangenheit immer wei-
ter gedrückt – und zwar so weit, dass 
es am 9. Januar zu einem Novum in 

der deutschen Finanzgeschichte 
kam: Sechsmonatige Geldmarktpa-
piere der Bundesrepublik erzielten 
in einem Tenderverfahren (Kasten 
Seite 2) eine durchschnittliche Ren-
dite von minus 0,0122 Prozent – In-
vestoren zahlten also sogar drauf, 
wenn sie ihr Geld in Deutschland 
anlegten.

Auch bei längerfristigen Anleihen 
sind die Zinsen historisch niedrig. In 
den Jahren 2009 bis 2011 lag der 
durchschnittliche Zinssatz auf zwei-
jährige Bundesschatzanweisungen 
lediglich bei 1,11 Prozent, auf zehn-
jährige Bundesanleihen bei  

Energieversorgung. 
Die Braunkohle dürf-
te in Deutschland 
weiterhin ein wich-
tiger Energieträger 
bleiben.
Seite 3

Bundestagsab-
geordnete. Fast 
jeder Dritte der 622 
Abgeordneten ist 
Mitglied in einer 
Gewerkschaft.
Seite 4

Arbeitslosigkeit 
und Inflation. 
Beide Größen zu-
sammen werden 
als Elendsindex 
bezeichnet. 	
Seite 5

Regionalpolitik. Bis-
lang flossen 90 Pro-
zent der Fördermittel 
nach Ostdeutschland 
– doch auch im Wes
ten gibt es Bedarf.
Seite 6

Arbeitsmarkt für 
Schwerbehinderte. 
Die Beschäftigungs-
situation von behin-
derten Menschen 
hat sich verbessert.
Seite 8

Die aktuelle Schuldenkrise be-
weist eindrucksvoll, dass es in Kri-
senzeiten nicht nur Verlierer gibt, 
sondern auch Gewinner. Weil zum 
Beispiel der griechische Schulden-
berg im Rekordtempo wächst, kann 
sich Deutschland so günstig refinan-
zieren wie selten zuvor. 

Der Grund: Während Investoren 
für die Staatsanleihen der labilen 
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Ursprungsdaten: Finanzagentur der Bundesrepublik Deutschland, Bloomberg

Der Bund spart Zinsen
Emissionsvolumen von zweijährigen Bundesschatz-
anweisungen und zehnjährigen Bundesanleihen, 
die über Auktionen ausgegeben wurden

Zinslast über die gesamte Laufzeit

Zinslast über die gesamte Laufzeit, 
wenn die Zinsen auf dem höheren
Niveau der Jahre 2000 bis 2008 
geblieben wären

Rechnerische Zinsersparnis

in Milliarden Euro

Vom Glück der billigen Schulden

Kuba. Trotz Refor-
men ist der sozialis
tische Inselstaat in 
vielen Wirtschafts-
bereichen unterent-
wickelt.	
Seite 7
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(BIP) um gut 20 Prozentpunkte über 
der Maastricht-Grenze von 60 Pro-
zent des BIP. 

Das heißt: Obwohl Deutschland 
aufgrund des kräftigen Wirtschafts-
wachstums in den vergangenen bei-
den Jahren höhere Steuereinnahmen 
hatte als erwartet, kommt der Staat 
damit nicht aus.
 

Deutschland selbst hat allerdings 
nicht allzu viel getan, um die Zinsen 
auf ihr derzeit niedriges Niveau zu 
bringen. Die Bundesrepublik be-
treibt zwar momentan eine ver-
gleichsweise solide Fiskalpolitik und 
kann sich im Wettbewerb mit ande-
ren Staaten gut behaupten. Nichts-
destotrotz sind die geringen Risiko-
prämien aber eher der Schwäche 
anderer Länder geschuldet – und 
nicht der eigenen Stärke.

Denn ganz so gut, wie manche 
gerne glauben, ist es um die deut-
schen Staatsfinanzen nicht bestellt: 
Das strukturelle Defizit – also jenes 
Haushaltsminus, das nicht auf kon-
junkturelle Schwankungen zurück-
zuführen ist – ist unverändert hoch. 
Hinzu kommt:

Nachdem der Bundeshaushalt 2007 
und 2008 kurzfristig ausgeglichen 
war, stieg die Neuverschuldung in der 
Finanz- und Wirtschaftskrise 2010 
auf mehr als 4 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts.

Zwar ist die Nettokreditaufnah-
me im Jahr 2011 wieder auf rund 1 
Prozent der Wirtschaftsleistung ge-
sunken, dennoch bleibt die gesamte 
Staatsverschuldung mit mehr als 80 
Prozent des Bruttoinlandsprodukts 

2,91 Prozent per annum – Ten-
denz immer noch sinkend. In den 
neun Jahren zuvor musste die Bun-
desrepublik im Durchschnitt noch 
jährliche Prämien in Höhe von 3,42 
bzw. 4,27 Prozent an ihre Gläubiger 
bezahlen (Grafik). 

Wären die Zinssätze auf dem Ni-
veau der Jahre 2000 bis 2008 geblie-
ben, müsste der Bund für die 2009 bis 
2011 emittierten Anleihen 45 Milli-
arden Euro mehr an Zinsen zahlen. 

Am meisten konnte Deutschland 
im Rezessionsjahr 2009 einsparen: 
rund 21 Milliarden Euro. Das war 
doppelt so viel wie im Jahr 2011 
(Grafik Seite 1). Und viele Geld-
marktpapiere sind in dieser Rech-
nung gar nicht berücksichtigt, zum 
Beispiel fünfjährige Bundesobligati-
onen. Auch hier sind die Zinsen auf 
historisch niedrigem Niveau.

Ob nun aus Kalkül oder bloßem 
Zufall – der deutsche Staat hat die 
Gunst der Stunde jedenfalls genutzt 
und just in der Zeit der billigen Zin-
sen eifrig neue Papiere auf  den 
Markt gegeben:

Das Zuteilungsvolumen der Neu-
emissionen ist von knapp 80 Milliar-
den Euro im Jahr 2008 auf 120 Mil-
liarden Euro im Jahr 2010 gestiegen.
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Zweijährige Bundes-
schatzanweisungen

Zehnjährige
Bundesanleihen

2000 bis 2008

2009 bis 2011

Quelle: Bloomberg

Günstiges Geld für den Bund
Durchschnittliche Zinssätze in Prozent
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Wie der Bund an 
frisches Geld kommt
Will der Bund neue Staatspapiere aus-
geben, also an frisches Geld kommen, 
greift er in der Regel zum sogenannten 
Tenderverfahren. Teilnehmen können 
ausschließlich Mitglieder der „Bie-
tergruppe Bundesemissionen“. Dazu 
gehören private Kreditinstitute aus dem 
In- und Ausland sowie Landesbanken. 
Die Bietergruppe wird von der Bundes-
republik Deutschland Finanzagentur 
überwacht, die auch für die Platzierung 
der Staatspapiere verantwortlich ist. Ein 
Beitritt zur Gruppe ist jederzeit möglich.

Das Tenderverfahren ähnelt einer Auk-
tion. Über einen festgelegten Zeitraum 
hinweg geben die Bieter Gebote über 
eine elektronische Handelsplattform 
ab. Die Interessenten nennen also den 
Kurs, zu dem sie die angebotenen Bun-
deswertpapiere erwerben wollen. Dabei 
müssen die Gebote einen Nennbetrag 
von mindestens 1 Million Euro haben. 

Unmittelbar nach dem Ende der Auk-
tion wird bekannt gegeben, wer wie 
viele Papiere bekommt. Dazu stimmt 
sich die Finanzagentur mit der Bundes-
bank und dem Bundesfinanzministe-
rium ab, denn es kann sein, dass der 
Staat weniger Papiere zuteilt, als er 
ursprünglich geplant hat – zum Beispiel, 
wenn zu viele Angebote zu niedrig aus-
fallen. Die zurückgehaltenen Anleihen 
werden später in der Regel über den 
Sekundärmarkt gehandelt. Dort können 
alle Investoren zugreifen, nicht nur der 
feste Bieterkreis. So kann der Staat 
doch noch so viele Anleihen ausgeben, 
wie er ursprünglich geplant hat.
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Ein Fossil wird sauber

Energieversorgung. Obwohl Wind, 
Sonne und Wasser als Energiequellen 
immer wichtiger werden, geht es nicht 
ohne die Braunkohle. Vor allem moder-
ne Kraftwerke können den fossilen 
Brennstoff schadstoffarm und effizient 
in Strom umwandeln.

Noch ist Braunkohle die wich-
tigste Energiequelle für Strom in  
Deutschland – sie liefert knapp 25 
Prozent des erzeugten Stroms; Stein-
kohle und Kernenergie kommen auf 
rund 19 bzw. 18 Prozent. Stark an-
gestiegen ist die Verstromung von 
Erdgas, die inzwischen fast 14 Pro-
zent der Stromerzeugung ausmacht. 

Noch stärker zugenommen hat 
jedoch der Anteil der erneuerbaren 
Energien: Aus Sonne, Wind und 
Wasser wurden 2011 fast 20 Prozent 
des in Deutschland produzierten 
Stroms gewonnen, vor 20 Jahren 
waren es gerade einmal 3 Prozent. 
Und damit nicht genug: Der Anteil 
der erneuerbaren Energien soll in 
den nächsten Jahrzehnten auf min-
destens 80 Prozent wachsen. 

Neben dem Klimaschutz gehört 
auch die Versorgungssicherheit zu 
den großen Herausforderungen des 
Energiesektors. Dabei lässt sich grob 
sagen: Je mehr Energiequellen, Lie-
ferländer und Transportmöglich-
keiten es gibt, desto unwahrschein-
licher ist es, dass in Deutschland 
plötzlich die Lichter ausgehen. Auch 
heimische Rohstoffe können zur si-
cheren Versorgung beitragen: Die 
hierzulande eingesetzte Braunkohle 
zum Beispiel wird vollständig im 
Inland abgebaut und in großen 
Kraftwerken nahe der Abbaustätten 
verstromt.

Das Problem dabei: Wenn Braun-
kohle verbrannt wird, um Strom zu 
erzeugen, entstehen massenhaft 
Treibhausgase. Die Energieunterneh-
men müssen daher verhältnismäßig 
viel Geld für den Kauf von Emissi-
onsrechten bezahlen. Und wenn die-
se Papiere zu teuer sind, lohnt es sich 
wirtschaftlich nicht mehr, mit Braun-
kohle Strom zu erzeugen. Auch die 
Kohlekraftwerke selbst bereiten vie-
lerorts Probleme, stoßen sie doch 
häufig auf mangelnde Akzeptanz in 
der Bevölkerung. 

Die Lösung des Dilemmas scheint 
relativ einfach. Die Kraftwerke müs-
sen modernisiert werden. Alte Koh-
lekraftwerke durch neue Anlagen zu 
ersetzen, ist nicht nur besser fürs 
Klima, sondern erhöht auch die Ver-
sorgungssicherheit. Ob sich die Mo-
dernisierung für die Betreiber rech-
net, hängt von den Strompreisen und  
den Preisen für die Emissionszertifi-
kate ab, die erforderlich sind, um 
Kohlendioxid freisetzen zu dürfen.

Die Zahlen sprechen eine eindeu-
tige Sprache: Moderne Braunkohle-
kraftwerke erzielen Wirkungsgrade 

von mindestens 43 Prozent (Grafik). 
Das heißt, zumindest 43 Prozent der 
eingesetzten Energie werden in 
Strom umgewandelt. Ältere Kraft-
werke, die nach 40 Jahren Betriebs-
zeit heute außer Dienst gehen, kom-
men nur auf Wirkungsgrade von 
rund 32 Prozent – der Rest wird als 
Abwärme meist ungenutzt in die 
Umwelt abgegeben. Das bedeutet: 

Ein modernes Kraftwerk stößt gut 
ein Viertel weniger Emissionen aus 
als ein altes. 

Die Zukunft sieht noch sauberer 
aus: Künftige neue Kraftwerke wer-
den voraussichtlich Wirkungsgrade 
von mindestens 45 Prozent erreichen, 
was einer Emissionsreduktion von 
mindestens 30 Prozent gegenüber 
den Altkraftwerken entspricht. 
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Altes Braunkohlekraftwerk: 32 Prozent der eingesetzten Energie werden in Strom umgewandelt; 
aktuelles: 43 Prozent der eingesetzten Energie werden in Strom umgewandelt; modernes, künftig 
geplantes: mehr als 45 Prozent der eingesetzten Energie werden in Strom umgewandelt
Quellen: Umweltbundesamt, RWE

Braunkohlekraftwerke: 
Modernisierung schont das Klima
So viel Gramm Kohlendioxid je Kilowattstunde produzierten Stroms 
stößt ein ... Braunkohlekraftwerk aus

Anteil der heimischen 
Produktion am Verbrauch 
in Prozent, 2010

Braunkohle

Steinkohle

Naturgase

Mineralöl

102

23

18

2
Naturgase: z.B. Erdgas, Erdölgas
Quelle: Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie

1.263

940 884

... altes ... aktuelles ... modernes, 
  künftig

 geplantes

 

Information

aus IW-Trends
1/2012

Hubertus Bardt: 
Die Bedeutung der Braunkohle 
in Deutschland
 
www.iwkoeln.de/trends
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Stimmrecht für die Gewerkschaften

Bundestagsabgeordnete. Die Ge-
werkschaften haben im Bundestag 
eine starke Lobby. Fast jeder dritte 
Abgeordnete ist Gewerkschaftsmit-
glied. Vor allem bei der SPD gehört es 
quasi zum guten Ton, in einer Arbeit-
nehmerorganisation zu sein. 

Die deutschen Arbeitnehmer sind 
zuletzt eher gewerkschaftsmüde ge-
wesen. Nach jüngsten Untersu-
chungen hatten im Jahr 2010 ledig-
lich 14 bis 17 Prozent der abhängig 
Beschäftigten einen Mitgliedsaus-
weis von DGB, Beamtenbund oder 
einer christlichen Gewerkschaft in 
der Tasche.

Auch wenn der Mitglieder-
schwund der vergangenen Jahre all-
mählich gestoppt zu sein scheint – 
eine wirksame Arbeitnehmervertre-
tung ist bei diesem geringen Organi-
sationsgrad in vielen Bereichen nicht 
mehr möglich.

 Die Mindestlohndiskussion ist 
eine Folge dieser Schwäche – der 
Staat soll dort Lohnuntergrenzen 
einführen, wo die Gewerkschaften 

keine Durchsetzungskraft, sprich 
Mitglieder, mehr haben.

Weil die kritische Masse für 
Streiks und eine effektive Durchset-
zung gewerkschaftlicher Ziele in 
manchen Branchen nicht erreicht 
wird, versuchen die Gewerkschafts-
bosse dies auf der politischen Schie-
ne zu kompensieren. Ihre Strategie 
ist zweigleisig:

1. Annäherung. Nachdem sie sich 
wegen der Agenda 2010 mit der SPD 
zerstritten hatten, rücken die DGB-
Gewerkschaften nun wieder näher 
an die Sozialdemokraten heran. 
Auch mit der Bundesregierung pflegt 
die DGB-Führung mittlerweile ei-
nen konstruktiven Dialog.

Und selbst die Liberalen haben 
ihre Vorbehalte gegen die Gewerk-
schaften aufgegeben – noch vor we-
nigen Jahren hatten FDP-Vertreter 
sie als „eine Plage für unser Land“ 
bezeichnet. 

Für die Gewerkschaften hat sich 
der Strategiewechsel ausgezahlt: 

Während der Krise wurden wirt-
schaftspolitische Vorschläge der Ge-

werkschaften aufgegriffen und poli-
tisch umgesetzt – zum Beispiel die 
Abwrackprämie für Autos. 

Ein Grund für die schrittweise 
Rückkehr auf die politische Bühne 
liegt im Verhalten der Gewerk-
schaftsfunktionäre selbst. Weniger 
ideologisch geprägte Rhetorik und 
eine pragmatische Tarifpolitik haben 
das Ansehen der Arbeitnehmerorga-
nisationen verbessert. 

2. Einmischung. Die Gewerk-
schaften sitzen gewissermaßen di-
rekt im Parlament. Von den 622 
Abgeordneten des 17. Deutschen 
Bundestags sind 30 Prozent Mitglied 
einer Arbeitnehmerorganisation, 
also doppelt so viele wie unter den 
abhängig Beschäftigten (Grafik). 

Allerdings sind nicht alle Frakti-
onen gleich stark von den Gewerk-
schaften eingenommen – mehr als 
80 Prozent der gewerkschaftlich or-
ganisierten Abgeordneten sind in der 
SPD oder in der Linkspartei. Die 
Unionsfraktion hat nur 23 Gewerk-
schafter in ihren Reihen, wovon 15 
in christlichen Gewerkschaften be-
heimatet sind.

Bei den Grünen sieht die Mitglie-
derbilanz kaum besser aus als bei der 
Union, und die FDP zählt gerade 
mal ein (christliches) Gewerkschafts-
mitglied.

So richtig Kapital schlagen kön-
nen die Gewerkschaften aus dem 
hohen Organisationsgrad der linken 
Abgeordneten allerdings nicht – 
noch nicht. Denn Sozialdemokraten 
und Linke sitzen auf den Oppositi-
onsbänken. Sollte die SPD aller-
dings die nächste Regierung stellen, 
dürfte der Deutsche Gewerkschafts-
bund mitregieren.
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Quelle: Deutscher Bundestag

Kollege Abgeordneter
Abgeordnete im 
17. Deutschen Bundestag

SPD

Linkspartei

Bündnis 90/Die Grünen

CDU/CSU

FDP

Insgesamt

146

76

68

239

93

622

112

40

8

23

1

184

77

53

12

10

1

30

 Insgesamt

davon
gewerkschaftlich

organisiert
in Prozent
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Zwei Übel auf einen Blick

Arbeitslosigkeit und Inflation. Der 
aktuelle Konjunkturtrend weckt Ängste 
vor Jobverlusten und steigenden Prei-
sen. Deutschland hat diesbezüglich im 
internationalen Vergleich eher wenig 
zu befürchten. Dies zeigt der sogenann-
te Misery-Index, der die Arbeitslosen-
quote und die Inflationsrate in einem 
Wert zusammenfasst.

Die Auswirkungen der Schulden-
krise haben auch in Deutschland die 
wirtschaftlichen Perspektiven einge-
trübt. In anderen Ländern sieht es 
allerdings noch viel düsterer aus. Mit 
dem konjunkturellen Abschwung 
gehen zumeist steigende Arbeitslo-
senzahlen einher. Ein Jobverlust hat 
für den Einzelnen oft dramatische 
Folgen. Und gesamtwirtschaftlich 
bedeuten mehr Arbeitslose unter an-
derem weniger Konsum und gerin-
gere Steuereinnahmen, dafür aber 
steigende Sozialausgaben.

Um der Krise entgegenzuwirken, 
fahren viele Staaten eine lockere 
Geldpolitik. Diese weckt jedoch die 
Angst vor einer zunehmenden Infla-
tion. Steigende Preise sind ein Pro-
blem, schließlich lassen sie die Kauf-
kraft schrumpfen.

Kommen beide Phänomene zu-
sammen, ist dies besonders gravie-
rend – wie etwa in den 1970er Jahren, 
als in Deutschland infolge der Reak-
tion auf die Ölkrise die Inflationsra-
te in die Höhe schnellte und zugleich 
die Arbeitslosigkeit markant anstieg.

Gemeinsam veranschaulichen las-
sen sich die beiden Übel mithilfe des 
„Elendsindex“, der Arbeitslosenquo-
te und Inflationsrate addiert. Der 
internationale Vergleich zeigt zwei-
erlei (Grafik):

•	 Großes Gefälle. Wo die Euro-
Schuldenkrise wütet, nimmt der 
Elendsindex die höchsten Werte an:

In Spanien werden Arbeitslosen-
quote und Inflationsrate 2012 zusam-
men wohl mehr als 24 Prozent betra-
gen, in Griechenland fast 20 Prozent.

In Japan, der Schweiz und Nor-
wegen liegt der Elendsindex dagegen 
unter oder bei 5 Prozent. Auch 
Deutschland steht mit 7,3 Prozent 
recht gut da.

•	 Unterschiedliche Entwicklung. Ge-
genüber dem Zeitraum 2000 bis 2011 
hat sich der Indexwert vor allem in 

den Euro-Krisenstaaten, aber auch 
in Großbritannien und den USA 
deutlich verschlechtert. Hierzulande 
ist der Trend dagegen positiv:

In Deutschland dürfte der Wert des 
Elendsindex 2012 um 2,5 Prozent-
punkte unter dem Schnitt der Jahre 
2000 bis 2011 liegen.

Verantwortlich für die jüngsten 
Indexveränderungen – sowohl zum 
Schlechteren als auch zum Besseren 
– ist in erster Linie die steigende oder 
fallende Arbeitslosigkeit. Bei der In-
flation gab es dagegen deutlich we-
niger Bewegung.
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Misery-Index: Im Zeichen der Krise
Der Misery-Index – deutsch: Elendsindex – wurde in den 1960er Jahren vom US-Ökonomen Arthur
Okun entwickelt. Der Wert des Index berechnet sich aus der Summe von Arbeitslosenquote und 
Inflationsrate. Der Indikator ist kein wissenschaftliches Maß, aber eine anschauliche Darstellung 
zweier ökonomischer Problemgrößen. Manche Analysen gewichten die Arbeitslosigkeit höher, um 
dieses Problem stärker zu betonen. Der US-Ökonom Robert Barro hat zudem das Wirtschafts-
wachstum und Zinsen in den Index integriert.
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Vorfahrt für 
den Westen
Regionalpolitik. Die Regionalförde-
rung hat in Ostdeutschland zwei Jahr-
zehnte lang gute Arbeit geleistet. Jetzt 
sollte allerdings umgesteuert werden 
– im Westen sind einige Regionen drin-
gend auf Fördermittel angewiesen.

Wenn ein Unternehmen in einem 
strukturschwachen Gebiet investie-
ren möchte, kann es Fördermittel 
beantragen. Seit 1991 wurden auf 
diese Weise deutschlandweit Beihil-
fen von etwa 42 Milliarden Euro 
gewährt, die sich der Bund und die 
Länder, die Geld bekommen, geteilt 
haben. Weil die Unternehmen aber 
nur einen Zuschuss erhalten und den 
Rest aus eigener Tasche finanzieren 
müssen, belief  sich die Summe der 
damit angeschobenen Investitionen 
auf 224 Milliarden Euro. Von den 
gesamten Zuschüssen flossen 90 Pro-
zent nach Ostdeutschland (Grafik).

Sachsen konnte mit 10,6 Milliar-
den Euro die meisten Fördermittel 
einstreichen.

Der Grund sind die Kriterien für 
das „Höchstfördergebiet“: Die Zu-
lagen werden zunächst gemäß der 
Einwohnerzahl der einzelnen Länder 
verteilt; gibt es in einzelnen Regionen 
keine oder zu wenige förderwürdige 
Projekte, fließt das frei werdende 
Geld in Regionen mit vielen Pro-
jekten – wie etwa im Silicon Saxony.

Im Übrigen gibt es noch einen 
weiteren Fördertopf: Seit 1991 haben 
Bund und Länder 21 Milliarden 
Euro in die wirtschaftsnahe Infra-
struktur wie Gewerbegebiete oder 
überbetriebliche Ausbildungsstätten 
gesteckt.

Die Regionalförderung Ost war 
durchaus erfolgreich: Das Verarbei-

tende Gewerbe ist mit knapp einem 
Fünftel der Wertschöpfung wieder 
ein starkes Standbein der Wirtschaft. 
Auch eine Studie des Instituts der 
deutschen Wirtschaft Köln belegt 
den Wachstumseffekt der Investiti-
onszulagen (vgl. iwd 31/2009).

Inzwischen hat sich das Blatt je-
doch gewendet. Der Osten ist bei 
weitem nicht mehr das Armenhaus 
der Nation – auch wenn die Arbeits-
losenquoten weiterhin etwas höher 
sind als in den meisten westdeut-
schen Ländern. Über kurz oder lang 
dürften sich die Ost-West-Unter-
schiede jedoch weiter einebnen – da-
für sorgt schon allein die demogra-
fische Entwicklung. So gehen im 
Osten mehr Menschen in Rente als 
Berufseinsteiger nachrücken.

Bis zum Jahr 2025 wird die Zahl 
der Menschen im arbeitsfähigen Alter 
in Ostdeutschland um etwa 1,8 Mil-
lionen abnehmen.

Ganz anders sieht es in den west-
deutschen Problemregionen wie dem 
Ruhrgebiet aus. Dort kommt der 
demografische Wandel später. Die 
Arbeitslosenquote beläuft sich dort 
aktuell auf gut 10, in Gelsenkirchen 
sogar auf 14 Prozent. Und anders 
als im Osten sind die Arbeitsmarkt-
aussichten hier weniger rosig, sodass 
Fördermittel vorrangig in die Erneu-
erung der Infrastruktur und in die 
Bildung gesteckt werden sollten.

Die Regionalpolitik müsste sich 
somit in den nächsten Jahren ver-
stärkt dem „Aufbau West“ widmen. 
Die Mittel sollten dabei eher Städten 
mit Strukturproblemen zugute kom-
men als Projekten auf dem Land. 
Dort sinkt nämlich fast überall die 
Zahl der Arbeitslosen – unter ande-
rem wegen der hohen Investitionen 
in Windräder und Solarparks. Diese 
Subventionen wirken hier wie eine 
Extra-Regionalförderung.
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Ursprungsdaten: 
Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle,
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie

Regionalpolitik: Milliarden für den Aufbau Ost
Investitionszulagen im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur in Millionen Euro, 1991 bis 2010
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Zaghafte Reformschritte

Kuba. Vor genau 50 Jahren trat das 
US-Handelsembargo gegen Kuba in 
Kraft. Bis heute ist der Karibikstaat, der 
nach wie vor sozialistisch regiert wird, 
in vielen Bereichen der Wirtschaft un-
terentwickelt, obwohl Raúl Castro ei-
nige Reformen in die Wege geleitet hat.

Schätzungen zufolge erzielte 
Kuba mit seinen gut 11 Millionen 
Einwohnern im Jahr 2010 ein Brut-
toinlandsprodukt (BIP) von 66,4 
Milliarden Dollar. Damit war Kubas 
Wirtschaftsleistung zwar größer als 
die der benachbarten Dominika-
nischen Republik. Das Industrieland 
Belgien kam jedoch mit ähnlich vie-
len Einwohnern auf ein BIP von 468 
Milliarden Dollar. Folglich ist der 
Wohlstand der Kubaner bescheiden:

Im Jahr 2010 betrug das um Kauf-
kraftunterschiede bereinigte BIP je 
Einwohner in Kuba schätzungsweise 
knapp 10.000 Dollar.

Damit steht Kuba zwar wiederum 
besser da als die Dominikanische 
Republik oder auch Jamaika, reicht 
aber längst nicht an Belgien heran, 
das zuletzt ein Pro-Kopf-BIP von 
gut 36.000 Dollar erwirtschaftete.

Nach wie vor wird die kubanische 
Wirtschaft vom Staat organisiert. 

Entsprechend groß sind die Pro-
bleme, wenn auch nicht überall:

•	 Binnenwirtschaft. Trotz guter kli-
matischer Bedingungen kann Kubas 
Landwirtschaft den Bedarf der Be-
völkerung nicht decken. Rund die 
Hälfte der benötigten Nahrungsmit-
tel muss das Land importieren. Auch 
die Energieversorgung ist mangel-
haft – unter anderem, weil die Kraft-
werke meist noch alter Sowjet-Bau-
art sind.

Punkten kann Kuba dagegen zum 
Beispiel mit seinen Bildungsausga-
ben, die mit fast 14 Prozent des BIP 
zu den weltweit höchsten gehören. 
Auch das Gesundheitssystem ist gut 
ausgebaut.

Das Geld dafür dürfte nicht zu-
letzt aus dem Tourismus stammen – 
2010 kamen etwa 2,5 Millionen Be-
sucher auf die Insel.

•	 Außenhandel. Kuba importiert viel 
mehr, als es exportiert (Grafik):

Im Jahr 2010 belief sich das Minus 
in der Warenhandelsbilanz auf etwa 
7,4 Milliarden Dollar, das waren rund 
11 Prozent des BIP.

Mehr als 40 Prozent der Ein-
fuhren entfielen aufs Öl. Der Ölpro-
duzent Venezuela war denn auch der 
Hauptlieferant kubanischer Import-

güter. Dagegen ist China das wich-
tigste Exportland – vor allem das in 
Kuba reichlich vorkommende Nickel 
ist im Reich der Mitte gefragt.

Der Importbedarf könnte aller-
dings bald deutlich schrumpfen, so-
fern die vor der kubanischen Küste 
entdeckten großen Ölmengen tat-
sächlich gefördert werden können.

Um generell stärker von den 
Chancen der Globalisierung zu pro-
fitieren, müsste Kuba aber sein staat-
liches Außenhandelsmonopol auf-
geben. Bislang dürfen nur bestimmte 
Unternehmen in genau festgelegten 
Bereichen Handel betreiben.

Immerhin lässt die Staatsführung 
inzwischen etwas mehr Marktwirt-
schaft zu. So dürfen die Kubaner in 
Kleinstunternehmen ihre Dienste 
und Waren auf eigene Rechnung 
anbieten sowie eigene Angestellte 
beschäftigen – dies gilt z.B. für 
Handwerker, Mechaniker, Masseure 
und Friseure. Im Gegenzug soll die 
Zahl der Beschäftigten in den unpro-
duktiven Staatsbetrieben in den 
kommenden Jahren um mehr als 1 
Million schrumpfen. Zudem will 
Kuba private ausländische Inves-
toren gewinnen, um die Tourismus-
branche zu modernisieren.
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2010: Schätzungen
Ursprungsdaten: Internationaler Währungsfonds, Welthandelsorganisation

Kuba: Dunkelrote Handelsbilanz
in Milliarden Dollar

Kubas wichtigste Handelspartner
So viel Prozent der Warenimporte bzw. Warenexporte
im Jahr 2010 kamen aus bzw. gingen nach ... 

ExporteImporte
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Arbeitsmarkt für Schwerbehinder-
te.  Sie sind gehbehindert, herzkrank 
oder blind und trotzdem oft gut quali-
fiziert: Schwerbehinderte. Ihre Beschäf-
tigungssituation hat sich in den ver-
gangenen Jahren deutlich verbessert.

Als schwerbehindert gelten Men-
schen, deren Grad der Behinderung 
mindestens 50 Prozent beträgt. Der 
jüngste Aufschwung am Arbeits-
markt ist an dieser Gruppe bislang 
noch nicht angekommen. Zwar ist 
die Arbeitslosenzahl unter den 
Schwerbehinderten in den letzten 
Monaten des vergangenen Jahres 
gesunken, doch im Jahresdurch-
schnitt waren rund 180.000 ohne Job 
– und damit 5.000 mehr als 2010. 

Eine Ursache für die verzögerte 
Arbeitsmarktentwicklung bei den 
Schwerbehinderten ist deren beson-
derer Kündigungsschutz. Aus die-
sem Grund stieg die Arbeitslosigkeit 
der Schwerbehinderten beispielswei-
se im Krisenjahr 2009 langsamer an 

als die allgemeine Arbeitslosigkeit. 
Und 2010, als die Arbeitslosigkeit 
insgesamt schon wieder unter den 
Vorjahreswert gesunken war, nahm 
die der Schwerbehinderten weiter zu. 
Dabei mangelt es den Betroffenen 
nicht an Qualifikation:

Fast 60 Prozent der Schwerbehin-
derten verfügen über eine abgeschlos-
sene Berufsausbildung oder einen 
akademischen Abschluss. 

Zudem gibt es eine gesetzliche 
Regelung, um Behinderten den Zu-
gang zum Arbeitsmarkt zu erleich-
tern: In Deutschland sind Unterneh-
men, die 20 Mitarbeiter oder mehr 
beschäftigen, dazu verpflichtet, min-
destens 5 Prozent Schwerbehinderte 
einzustellen. Betriebe, die diesen 
Wert unterschreiten, müssen eine 
Ausgleichsabgabe zahlen. Umge-
kehrt erhalten die Firmen bei der 
Einstellung von Schwerbehinderten 

eine finanzielle Förderung, beispiels-
weise über Lohnkostenzuschüsse. 

Obwohl die Pflichtquote im Jahr 
2001 von 6 auf 5 Prozent gesenkt 
wurde, ist die Bereitschaft, Schwer-
behinderte einzustellen, seitdem um 
rund ein Fünftel gestiegen (Grafik):

Im Jahr 2000 arbeiteten in deut-
schen Unternehmen im Durchschnitt 
3,7 Prozent Schwerbehinderte, 2009 
waren es bereits 4,5 Prozent.

Aufgrund der demografischen 
Entwicklung dürfte die Quote zu-
dem weiter steigen. Weil Behinde-
rungen meist erst im höheren Alter 
auftreten, ist schon heute etwa die 
Hälfte der schwerbehinderten Men-
schen im erwerbsfähigen Alter zwi-
schen 55 und 65 Jahre alt – und erst 
in den kommenden Jahren werden 
die geburtenstarken Jahrgänge nach 
und nach diese kritische Altersgrup-
pe erreichen.
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit

Mehr Schwerbehinderte im Job
Anteil der Schwerbehinderten an allen Beschäftigten in Unternehmen mit mindestens 
20 Mitarbeitern in Prozent
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